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Die Geldstrafe ist in diesen Fällen insbesondere dann 
anzuwenden, wenn eine längere erzieherische Einflußnahme 
auf den Täter nicht erforderlich ist.

Die Voraussetzungen für die Anwendung einer Geldstrafe 
können z. B. bei fahrlässiger Verursachung eines Brandes 
gemäß § 188 Abs. 2 StGB oder bei Verletzung der Bestimmun
gen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes gemäß § 193 Abs. 2 
StGB vorliegen, wenn der Grad des Verschuldens gering ist. 
Bei einer Begünstigung nach § 233 Abs. 2 StGB oder Hehlerei 
nach § 234 Abs. 2 StGB kann eine Geldstrafe dann ange
messen sein, wenn der mit der Tat realisierte Vorteil insge
samt nicht erheblich ist oder wenn sich trotz der Kenntnis 
über die Vortat als Verbrechen die Schwere der Tat selbst 
nicht wesentlich erhöht hat.

Dem mit dem 5. StÄG verbundenen Anliegen, die Anwen
dung der Geldstrafe in einem breiteren Umfang als bisher zu 
ermöglichen, entspricht auch die Androhung dieser Strafart 
in der Mehrzahl der neu in das StGB aufgenommenen Straf
tatbestände. Das betrifft im einzelnen:
— § 117 a Äbs. 3 StGB (Beteiligung an schweren Gewalttätig

keiten gegen Personen bei untergeordneter Tatbeteili
gung),

— § 136 а StGB (Verletzung der Rechte an persönlichen 
Daten),

— §§ 161 b und 180 а StGB (Mißbrauch der Datenverarbeitung 
zum Nachteil sozialistischen sowie persönlichen oder 
privaten Eigentums),

— § 166 Abs. 1 Ziff. 1 StGB (vorsätzliches Vernichten, Ver
ändern, Unterdrücken oder Unbrauchbarmachen von 
Daten oder Programmen),

— § 167 Abs. 2 StGB (fahrlässige Wirtschaftsschädigung durch 
Daten vernich tung),

— § 173 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 StGB (Spekulation),
— § 191 а Abs. 2 StGB (Verursachung von Verunreinigungen 

der Umwelt),
— § 197 а StGB (Entführung von Schliffen),
— § 221 а (Angriff auf völkerrechtlich geschützte Personen),
— § 241 а StGB (Fälschung oder Vernichtung beweiserheb

licher Daten),
— § 245 Abs. 1 StGB (Geheimnisverrat),
— § 246 а StGB (rechtswidriger Zugriff zu Daten),
— § 248 StGB (Vorteilsannahme),
— § 249 а StGB (unzulässige Glücksspiele und Wetten).

Diese neuen Anwendungsmöglichkeiten der Geldstrafe
haben Voraussetzungen für eine noch stärkere Individuali
sierung und Differenzierung der Maßnahmen strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit geschaffen.

Änderung der Bestimmungen
über die Einziehung von Gegenständen

Mit der neuen Fassung des § 56 Abs. 1 StGB wurde der An
wendungsbereich dieser Bestimmung erweitert. Ist eine Ein
ziehung von Gegenständen, die zu einer vorsätzlichen Straf
tat benutzt werden oder zur Benutzung bestimmt sind 
oder die durch eine solche Tat erlangt oder hervorgebracht 
werden, nicht mehr möglich, können nunmehr nicht nur 
durch Verkauf dieser Gegenstände erlangte Erlöse eingezogen 
werden, sondern auch andere Gegenstände oder Werte, die an 
deren Stelle getreten sind (Ersatzeinziehung). Ist auch das 
nicht möglich, kann die Zahlung ihres Gegenwertes ganz oder 
teilweise festgesetzt werden.

Damit wird umfassender die Forderung durchgesetzt, daß 
den Tätern alle aus Straftaten erlangten materiellen oder 
finanziellen Vorteile zu entziehen sind. Das trifft insbeson
dere für Vorteile aus Spekulationsstraftaten und aus spekula
tiver Verwertung von Gegenständen zu, die durch Straftaten 
erlangt wurden. Diese Regelungen galten bisher bereits für 
Zoll- und Devisendelikte (§16 Abs. 2 ZollG; §19 Abs. 2 
DevisenG) und haben sich bei Bekämpfung und Vorbeugung 
dieser Straftaten, bewährt.

Das bisher in § 56 Abs. 2 StGB enthaltene Einziehungs
verbot für Gegenstände, die sozialistisches Eigentum sind, ist 
aufgehoben. Diese Gegenstände können künftig eingezogen 
werden, wenn der geschädigte Rechtsträger nicht feststellbar 
ist. Damit wird die bisher nur für persönliches und privates 
Eigentum geltende Regelung auch für sozialistisches Eigentum 
übernommen. Das entspricht einem dringenden Bedürfnis der 
Praxis.

Einziehungen im selbständigen Verfahren nach §§ 281, 282 
StPO werden auch künftig Ausnahmecharakter tragen. Den
noch erwies sich die gesetzliche Beschränkung auf Fälle, in 
denen ein Strafverfahren gegen den Täter nicht „durchführ
bar“ ist, als eine den gesellschaftlichen Erfordernissen nicht 
entsprechende Einengung. Deswegen wurde § 56 Abs. 4 StGB 
so geändert, daß nicht nur die Einziehung von Gegenständen, 
sondern auch die Zahlung eines Gegenwertes im selbstän
digen Verfahren angeordnet werden kann. Ein solches Ver
fahren ist zulässig, wenn gegen den Täter aus den unterschied
lichsten rechtlichen Gründen kein Strafverfahren durchge
führt wird, aber dem Gesetz nach nicht ausgeschlossen ist.

Außerdem wurden die Regelungen über die Einziehung in 
§ 16 Abs. 3 Zollgesetz, in § 19 Abs. 3 Devisengesetz und in § 14 
Abs. 3 Kulturschutzgesetz so geändert, daß sie künftig mit 
denen des § 56 StGB übereinstimmen.

Strafrechtlicher Schutz zur Gewährleistung der Datensicherheit
IRINA HASSE,
wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Mit der Weiterentwicklung der Rechentechnik, der Schaffung 
einer hochleistungsfähigen Software und ihrer breiten An
wendung in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
erlangen Festlegungen zu Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
bei der Anwendung der elektronischen Datenverarbeitung 
und -Übertragung neue Dimensionen. Die Mikroelektronik 
ermöglicht es in zunehmendem Maße, selbst komplizierte 
Prozesse zu automatisieren. Rechnerhierarchien steuern und 
regeln Produktionsprozesse sowie ihnen vor- oder nachgela
gerte Hilfs- oder Nebenprozesse. Die Notwendigkeit 
störungsfreier Produktionsabläufe stellt hohe Anforderungen 
an die Datensicherheit.

Die Vorbeugung und Bekämpfung rechtswidriger Hand
lungen, bei denen Datenverarbeitungsanlagen zur Begehung 
von Straftaten benutzt werden oder Objekt der Handlung 
sind, haben international an Bedeutung gewonnen.! Maßge
bend dafür ist der durch die stürmische Entwicklung der 
Rechentechnik vereinfachte Zugang zu den Rechenanlagen 
(Personalcomputer, Kopplung zentraler und dezentraler 
Rechentechnik).

Bisher gibt es in der DDR insbesondere auf dem Gebiet 
des Wirtschaftsrechts Rechtsvorschriften, die auf den Schutz 
von Daten im Prozeß von Rechnungsführung und Statistik 
gerichtet sind.1 2 Zum Schutz von Daten, die Staatsgeheimnisse 
oder geheimzuhaltende Informationen sind, gibt es spezielle 
Vorschriften.3 Festlegungen zur Gewährleistung der Daten
sicherheit enthält auch die Honoraranordnung Softwarelei
stungen.4 Viele Regelungen zum Gesundheits-, Arbeite- und

Brandschutz (insbesondere Standards) enthalten ebenfalls 
Vorschriften zur Datensicherheit.

Der strafrechtliche Schutz vor Störungen der Datensicher
heit war jedoch bisher im Strafrecht der DDR noch nicht 
entsprechend den sich aus der veränderten technischen Ent
wicklung ergebenden Erfordernissen ausgestaltet. Mit dem 
5. Strafrechtsänderungsgesetz (StÄG)5 wurden die notwen
digen Strafbestimmungen geschaffen.

Für diese Regelungen gilt der Begriff „Daten“, der in 
§ 136 а Abs. 2 StGB definiert ist. Danach werden strafrecht-

1 Vgl. hierzu D. Seidel, „Computerkrimlnalität in den kapitalisti
schen Ländern“, NJ 1988, Heft 2. S. 65 ff.

2 Vgl. ѴО über Rechnungsführung und Statistik vom 11. Juli 1985 
(GBl. I Nr. 23 S. 261), АО über die Ordnungsmäßigkeit und den 
Datenschutz in Rechnungsführung und Statistik vom 6. August 
1985 (GBl. I Nr. 23 S. 267).

3 So z. B. die АО über den Geheimnisschutz vom 22. Dezember 1987 
(GBl.-Sdr. Nr. 1306).

4 АО zur Durchsetzling von Ordnung und Sicherheit bei der Durch
führung von Softwareleistungen in nebenberuflicher Honorar
tätigkeit — HonorarAO Softwareleistungen — vom 27. Oktober 1987 
(GBl. I Nr. 28 S. 273).

5 Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Strafgesetzbuchs, des 
Zollgesetzes, des Gesetzes zur Bekämpfung von Ordnungswidrig
keiten, des Strafregistergesetzes, des Devisengesetzes, des Kul- 
turgutsChutzgesetzes, des Luftfahrtgesetzes und des Gesetzes über 
das Post- und Femmeldewesen (5. Strafrechtsänderungsgesetz) 
vom 14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 29 S. 335). Vgl. dazu H.-J. Heu
singer, „Die Rechtssicherheit der Bürger unseres Landes wird 
ständig vervollkommnet“, NJ 1989, Heft 1, S. 3; S. Wittenbeck, 
„Ausgestaltung des Strafrechts durch das 5. Strafrechtsänderungs
gesetz“, NJ 1989, Heft 2, S. 52 ff.


